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Der jüngste Tarifabschluß für die 
Chemieindustrie ist hoch ge­

lobt und als Vorbild für andere 
Branchen dargestellt worden. Ar­
beitsminister Norbert Blüm sprach 
gar von einer „Kopernikuswende“ 
in der Arbeits- und Sozialpolitik. In 
der Tat ist dieser Abschluß geeig­
net, in die Geschichte einzugehen, 
sieht doch zum ersten Mal ein 
Flächentarifvertrag für eine west­
deutsche Industrie eine Öffnungs­
klausel vor, nach der nicht nur, wie 
schon bisher in einzelnen Tarifver­
trägen zu finden, Arbeitszeiten, 
Mehrarbeitszeitausgleich oder Ein­
stiegslöhne für Langzeitarbeitslo­
se, sondern auch die Lohnhöhe der 
Arbeitnehmer insgesamt zum Ge­
genstand von Verhandlungen zwi­
schen Unternehmensleitung und 
Betriebsrat gemacht werden kön­
nen: Die Chemiebetriebe können 
aus Wettbewerbsgründen oder bei 
wirtschaftlichen Problemen für ei­
nen gewissen Zeitraum die Löhne 
und Gehälter bis zu 10% gegen­
über den im Tarifvertrag vereinbar­
ten Sätzen senken.

Ob die Chemielösung zur Auf­
lockerung starrer Flächentarife 
bald auch flächendeckende Wir­
kungen entfalten und auf andere 
Gewerkschaften ausstrahlen wird, 
bleibt abzuwarten, tun sich doch 
die Gewerkschaften verständli­
cherweise schwer, den Betriebsrä­
ten solche weitreichenden Hand­
lungsspielräume zu überlassen, da 
diese an den Grundfesten wenn 
schon nicht ihrer Existenz, so doch 
ihrer verbandlichen Machtposition 
rütteln. Die Befürchtung, daß sich 
Betriebsräte von ihren eigenen Be­
trieben „über den Tisch ziehen“ las­
sen könnten, scheint dabei mehr 
ein vorgeschobenes Argument zu 
sein, gilt doch das Wort des DGB- 
Vorsitzenden Dieter Schulte, daß 
Betriebsräte nicht dümmer als die 
Gewerkschaftsfunktionäre sind, 
zumal wenn sie in der Lage sind, 
auf das Know-how der Gewerk­
schaftszentralen zurückzugreifen. 
Anscheinend haben aber -  wie die 
vielfältigen Reaktionen vermuten 
lassen -  manche Zentralen größere
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Probleme mit dem Gedanken, sich 
verstärkt als Dienstleister im Sinne 
der Wünsche der Betriebsräte zu 
verstehen.

Ein ähnliches Abkommen mit 
bislang gemischten Ergebnissen 
gibt es bereits für die Metallindu­
strie in den neuen Bundesländern. 
Betriebsräte und Unternehmen 
können auch hier bei w irtschaft­
lichen Schwierigkeiten Sonderver­
einbarungen mit Zustimmung der 
Tarifvertragsparteien treffen. Die 
Unternehmen zeigten sich jedoch 
äußerst zurückhaltend, die Zahlen 
über ihre w irtschaftliche Lage den 
Gewerkschaften gegenüber gänz­
lich offenzulegen. Befürchtet wur­
de, daß die Schwierigkeiten nur um 
so größer würden, wenn Zulieferer 
und Abnehmer hiervon auch Kennt­
nis erhielten. Wenn die Sorge um 
die Weitergabe von marktrelevan­
ten Daten eine Rolle spielte, dürfte 
es nicht weiter verwundern, daß 
rund die Hälfte der Unternehmen, 
für die von der IG Metall die Härte­
fallregelung akzeptiert(l) wurde, 
trotz der Lohnzugeständnisse in 
Konkurs gingen. Hier Ist dann zu 
vermuten, daß der Antrag vielleicht 
zu spät gestellt wurde.

Große Bedeutung kommt also 
den Kriterien für eine Abweichung 
von den Bestimmungen des Tarif­
vertrages und den Konfliktlösungs­
möglichkeiten zu. In beiden Punk­

ten bleibt der Chemietarifvertrag 
bemerkenswert vage. Zu den Krite­
rien gehören „Sicherung der Be­
schäftigung und/oder zur Verbes­
serung der Wettbewerbsfähigkeit 
am Standort Deutschland“ sowie 
„sonstige existenzsichernde Maß­
nahmen für das Unternehmen oder 
den Betrieb“ . Auch die Zeitdauer, 
für die die Absenkung der Löhne 
gelten soll, bleibt offen, wenn auch 
die IG Chemie von „in der Regel 
zwölf Monaten“ ausgeht.

Für Betriebsrat und Betrieb bleibt 
also ein weiter Rahmen, den es in 
Verhandlungen und entsprechen­
den Betriebsvereinbarungen abzu­
stecken gilt -  gegebenenfalls unter 
Vermittlung der Tarifvertragspartei­
en bzw. mit deren Zustimmung. 
Dies alles setzt viel Vertrauen und 
Konsensorientierung voraus. Viel­
leicht kommt die Öffnung des Flä­
chentarifvertrages in Westdeutsch­
land nicht von ungefähr zuerst in der 
Chemieindustrie, jedoch ist kaum 
zu erwarten, daß andere Tarifberei­
che sich schnell dem Beispiel der 
Chemie anschließen werden.

Bei dem Abschluß in der Che­
mieindustrie sollte jedoch nicht 
vergessen werden, daß mit dem 
von der Continental AG gegründe­
ten und jetzt wieder aufgegebenen 
eigenen Arbeitgeberverband für die 
Sparten Gummi, Chemiefaser und 
Kunststoffverarbeitung ein Druck 
zur Öffnung des Flächentahfvertra- 
ges sowohl auf den Arbeitgeber­
verband als auch auf die IG Chemie 
ausgeübt wurde. Dem ersteren 
drohte die Spaltung und der zwei­
ten der Verlust des gewohnten 
Partners. Allerdings rumort es auch 
in anderen Verbänden, insbeson­
dere dort, wo große und mittlere 
Unternehmen sowie produktivi­
tätsschwächere und -stärkere Fir­
men oder gar Betriebe mit sehr un­
terschiedlichen Produktsortimen­
ten und -linien vereint sind. Je 
besser und geräuschloser das 
Chemieabkommen funktionieren 
wird, desto stärker wird das Rumo­
ren in anderen Verbänden werden 
und Öffnungen der Tarifverträge 
forcieren.
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